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Ausgabe Oktober 2023

BPR

Die Oktobersitzung führte der BPR 
auf Einladung des Personalrats als 
auswärtige Sitzung im Bezirk des 
HZA Schweinfurt durch. Das HZA 
Schweinfurt ist ein Flächenhaupt-
zollamt mit diversen Dienstsitzen. 
In einem Gespräch mit der Leiterin 
des HZA, RD’in Franziska Schubert, 
und dem Vorsitzenden des Perso-
nalrats beim HZA, Jochen Göller 
(BDZ), verschaffte sich das Gremi-
um einen Überblick über den Be-
zirk, die prägenden Aufgaben und 
die bestehenden Probleme. Als ei-
nes der größten Probleme benann-
te Frau Schubert die Liegenschafts-
probleme. Teile des HZA sind in 
Liegenschaften untergebracht, die 
entweder in einem mehr als sa-
nierungswürdigen Zustand oder 
für das vorhandene Personal viel 
zu klein sind. Neuunterbringungen 
wurden zwar beantragt, aber die 
Bearbeitung bis zur Genehmigung 
und dann tatsächlichen Umsetzung 
dauern viel zu lange. Einen Licht-
blick gibt es: Für das ZA Coburg 
wurde ein Neubau des Zollamtes 
bewilligt und die Planungen hierfür 
haben bereits begonnen. Schon seit 

Langem kritisiert die BDZ-Fraktion 
im BPR die Bearbeitung von Lie-
genschaftsfragen. An dem Verfah-
ren, das zu bürokratisch ist, sind 
viel zu viele Ebenen und Entschei-
dungsträger eingebunden. Auch die 
Bundesanstalt für Immobilienauf-
gaben trägt in der Regel zu einer 
Verzögerung bei. So kann es aus 
Sicht der BDZ-Fraktion nicht wei-
tergehen. Es ist nicht hinnehmbar, 
dass die Kolleginnen und Kollegen 
in desolaten Liegenschaften ihren 
Dienst verrichten müssen oder mit 
vier Beschäftigten in einem „Zwei-
er-Büro“ sitzen müssen. Hier gibt 
es klare Regelungen zum Arbeits- 
und Gesundheitsschutz. Ein wei-
teres Problem sind fehlende Fort-
bildungsangebote für Kolleginnen 
und Kollegen, die ohne zöllnerische 
Ausbildung eingestellt wurden und 
für Beschäftigte, die in einen an-
deren Arbeitsbereich gewechselt 
sind. Beispielhaft seien hier die 
Lehrgänge für neue Betriebsprüfe-
rinnen und Betriebsprüfer genannt. 
Frau Schubert erläuterte, dass 
das HZA Schweinfurt viel Bewer-
berinnen und Bewerber generiere 
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und damit auch dazu beiträgt, dass 
neben dem HZA Schweinfurt auch 
andere Hauptzollämter ihre Ein-
stellungsermächtigungen erfüllen 
können. Dazu sei man seitens des 
HZA viel auf entsprechenden Mes-
sen unterwegs, die aus Sicht von 
Frau Schubert der wesentliche Er-
folgsfaktor seien. Hierfür müssen 
auch in den kommenden Jahren 
entsprechende Haushaltsmittel be-
reitgestellt werden. Im Rahmen der 
Bezirksbereisung und im Gespräch 
mit den Kolleginnen und Kollegen 

vor Ort wurden uns diese Proble-
me bestätigt. Die Kolleginnen und 
Kollegen der Zollämter berichteten 
noch, dass sich die Anforderungen 
an die Abfertigungstätigkeiten u.a. 
durch die Sanktionen gegen Rus-
sland deutlich erhöht haben. Dies 
betreffe die Ein- und Ausfuhr, da 
nun mehr zu prüfen sei. Dabei sei 
es schwierig, alle Vorschriften im 
Kopf zu haben. Hier wünschen sich 
die Kolleginnen und Kollegen eine 
stärkere Unterstützung durch die 
IT-Verfahren.

Die BDZ-Fraktion hat die Probleme 
aufgenommen und wird sich für Lö-
sungen im Sinne der Beschäftigten 
einsetzen.

Die BDZ Fraktion bedankt sich bei 
RD’in Franziska Schubert und den 
Mitgliedern des Personalrats beim 
HZA Schweinfurt, die die auswärti-
ge Sitzung und die Dienststellenbe-
reisung organisiert und ermöglicht 
haben. 

Ausstattungskonzept Mobiles Arbeiten
Seit dem Abschluss der Rahmen-
dienstvereinbarung Mobiles Ar-
beiten diskutieren GZD und BDZ 
geführter BPR über eine Ausstat-
tungskonzept für das mobile Ar-
beiten. Im Grundsatz bestand von 
Anfang an Einigkeit, was in dieses 
Ausstattungskonzept gehört. Da 
beim mobilen Arbeiten kein Ar-
beitsplatz im Sinne des Arbeits-
schutzgesetzes vorhanden ist, gab 
es erhebliche haushälterische Hür-
den. Denn einen Arbeitsplatz den 
es nicht gibt, kann man auch nicht 
ausstatten. Nach vielen Diskussio-
nen haben sich BPR und GZD auf 
ein Ausstattungskonzept geeinigt. 
Dies sieht als Grundausstattung ein 
für VS-NfD-Standard zugelassenes 
Notebook mit einem Transportbe-
hältnis, sowie bei Bedarf und auf 
Antrag eine Blickschutzfolie und 
ein Notebook-Schloss vor. 
Wird ein häuslicher Arbeitsplatz im 
Durchschnitt mindestens einmal 
wöchentlich aufgesucht, stellt der 
Dienstherr für diesen auf Antrag 
freiwillig einen Monitor, ein Head-
set, Tastatur und Maus bereit.

Weitergehende Ausstattung
In begründeten Einzelfällen kön-
nen auf Antrag weitere Ausstat-
tungsgegenstände zur Verfügung 
gestellt werden. Beschäftigte, wel-
che regelmäßig im Rahmen von 
bestimmten Fachverfahren auf eine 
extrabreite Darstellungsgröße o. Ä. 
angewiesen sind und daher bereits 
an der Dienststelle über zwei exter-

ne Monitore verfügen, können ei-
nen Antrag auf die Ausstattung mit 
insgesamt zwei Standardmonitoren 
für das mobile Arbeiten stellen. In 
diesem Fall erhalten die Beschäf-
tigten zudem eine Dockingstation.
Ein Anspruch besteht grundsätzlich 
nur dann, wenn die Arbeit mit die-
sen Fachverfahren einen nicht un-
erheblichen Anteil der Tätigkeiten 
ausmacht und eine Bündelung
der Tätigkeiten für die Arbeit am 
Büroarbeitsplatz nicht möglich ist.

Ausstattung mit einem Drucker/
Multifunktionsdrucker
Ein Anspruch auf die Ausstattung 
mit einem Drucker oder Multifunk-
tionsdrucker
(Druck-/Scan-Lösung) für die mo-
bile Arbeit besteht grundsätzlich 
nicht. In eng umgrenzten Ausnah-
mefällen kommt eine Ausstattung 
ausnahmsweise in Betracht, wenn
ein reibungsloser Arbeitsablauf im 
mobilen Arbeiten nicht anders ge-
währleistet werden kann, da Aus-
drucke nicht auf den Dienst in Prä-
senz beschränkt werden können.
Ausnahmen bedürfen einer be-
sonderen Begründung und sind 
von dem/der Vorgesetzen sorg-
fältig mit Blick auf die fachli-
che Erforderlichkeit zu prüfen. 

Ausstattung zur telefonischen Er-
reichbarkeit
Im mobilen Arbeiten haben die Be-
schäftigten ihre Erreichbarkeit über 
E-Mail hinaus

sicherzustellen. Sofern für das indi-
viduelle Tätigkeitsprofil Skype hier-
zu nicht ausreichend ist, müssen sie 
eigenverantwortlich für die Bereit-
stellung eines privaten Festnetzan-
schlusses oder eines privaten Mobil-
telefons (kein Smartphone) sorgen. 

Ausstattung mit LTE-Karten
Beschäftigte, die regelmäßig im 
Außendienst arbeiten und/oder sich 
häufig auf Dienstreisen befinden, 
können einen Antrag auf die zu-
sätzliche Ausstattung mit LTEKar-
ten für das SINA-Notebook stellen. 
Ein Anspruch besteht nicht, sofern 
der/die Beschäftigte sicher abse-
hen kann, dass er/sie an den Orten 
des mobilen Arbeitens während der 
Dienstreise oder des Außendienstes 
Zugriff auf ein Netzwerk hat (z.B. 
sicheres lokales Netzwerk in einer 
Zolldienststelle oder über VPN ge-
sicherte Einwahl in ein sonstiges öf-
fentliches oder privates Netzwerk).  

Ausstattung mit Büromöbeln
Ein Anspruch auf zusätzliche Aus-
stattung mit Mobiliar (z.B. Bü-
rostuhl, Schreibtisch, Lampe) be-
steht im mobilen Arbeiten nicht.

Besondere Regelungen für Men-
schen mit Behinderung und denen 
gleichgestellte Menschen
Sofern ein Assistivmittel transpor-
tabel ist, ist dieses von der/dem Be-
schäftigten an den tagesaktuellen 
Arbeitsort mitzuführen. Die Rege-
lungen der Rahmeninklusionsver-
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Abrechnung von Reisekosten

einbarung haben unmittelbare Gel-
tung für das Ausstattungskonzept.
Eine doppelte Ausstattung mit As-
sistivmitteln im Rahmen der mo-
bilen Arbeit kann erfolgen, sofern 
dies aufgrund einer Einzelfallprü-
fung durch eine Fachkraft für Ar-
beitssicherheit empfohlen wird.

Antragsverfahren
Der IT-Serviceantrag ist über die 
Vorgesetze / den Vorgesetzten zu 
stellen. Die/der Vorgesetzte hat 
sich bei Prüfung des Antrags insb. 
über die beabsichtigte Regelmäßig-
keit des mobilen Arbeitens sowie 
die Notwendigkeit der Ausstattung 
zu vergewissern. Dies gilt insbe-
sondere für die Bereitstellung von 
Ausstattung im Rahmen von Einzel-
fällen. Bei Unsicherheiten bzgl. des 

beantragten Ausstattungsgegen-
standes kann die/der Vorgesetzte 
jederzeit eine Fachkraft für Arbeits-
sicherheit bzw. den jeweils zustän-
digen Fachbereich zu Rate ziehen.

Wechsel von Telearbeit in die mo-
bile Arbeit
Im Falle des Wechsels von der Te-
learbeit ins mobile Arbeiten kann 
eine Belassung des Mobiliars bei 
der/dem Beschäftigten geprüft 
werden.

Aus Sicht der BDZ-Fraktion hätte 
es eines Antrags für weitergehende 
Ausstattungsgegenstände nicht be-
durft. Seitens des Haushalts wurde 
aber aus Rechtsgründen auf einen 
Antrag bestanden. Die GZD hat aber 
zugesichert, dass mit Veröffentli-

chung des Ausstattungskonzeptes 
folgender Passus veröffentlicht 
wird: „Die Ausstattung für das mo-
bile Arbeiten ist antragsgebunden. 
Sofern keine besonderen Gründe 
entgegenstehen, soll insbesondere 
vor dem Hintergrund der Förderung 
des mobilen Arbeitens positiv über 
den jeweiligen Antrag entschieden 
werden. Sollten Ablehnungsgrün-
de zu einer Versagung führen, bitte 
ich, die örtlichen Interessensver-
tretungen in die Entscheidung ein-
zubinden.“
Aus unserer Sicht ist dieser 
Kompromiss tragbar, da dadurch 
sichergestellt wird, dass die Perso-
nalräte bei Ablehnungen in die Ent-
scheidungen eingebunden werden.

Die Reisekostenstellen sind stark 
überlastet. Dadurch dauert die 
Bearbeitung von Anträgen sehr 
lange, was insbesondere bei hö-
heren verauslagten Beträgen nicht 
akzeptabel ist. Im Rahmen der ge-
meinschaftlichen Besprechung in 
der Juli-Sitzung hatte der BDZ-ge-
führte Bezirkspersonalrat von der 
Präsidentin und dem neuen Leiter 
der Direktion I ein Maßnahmenpa-
ket gefordert, das die Zuführung 
von externem Personal zur Ent-
lastung der Stammbediensteten 
und die Verbesserung der Prozesse 
durch eine stärkere Digitalisierung 
umfasst.Mittlerweile sind 6 Stellen 
zeitlich befristet ausgeschrieben 
worden (3x Rostock und 3x Köln). 
Die Bewerbungsfrist ist abgelaufen 
und viele Interessensbekundungen 

sind eingegangen. Die Auswahl-
verfahren sollen bei DI.A.21 und 
DI.A.22 voraussichtlich Ende Sep-
tember bzw. Anfang Oktober begin-
nen. Im Anschluss an die Auswahl-
verfahren erfolgt die Zuführung des 
Personals so schnell als möglich.
Die Verwaltung prüft außerdem, ob 
die in den Reisestellen verwende-
te Abrechnungssoftware um einen 
elektronischen Workflow, der in 
anderen Verwaltungen erfolgreich 
eingesetzt wird, erweitert werden 
kann. Die Modernisierung des Tra-
velmanagementsystem des Bundes 
ist Teil der Dienstkonsolidierung. In 
diesem Rahmen wird derzeit an der 
Einführung einer modernen und 
umfassenden Softwarelösung für 
die Reisestellen der Bundesverwal-
tung gearbeitet. Mit einer Einfüh-

rung dieser neuen Softwarelösung 
ist nach derzeitigem Stand jedoch 
leider frühestens im Jahr 2026 zu 
rechnen. Dennoch müssen Sofort-
maßnahmen ergriffen werden, um 
den entstandenen Rückstau zeit-
nah abzubauen. Man könnte zum 
Beispiel entsprechende Abschläge 
bei Antragseingang auszahlen. Dies 
mag zwar die Bearbeitungsdauer 
auch wieder etwas verlängern, aber 
die Kolleginnen und Kollegen hät-
ten zumindest schon mal einen Teil 
des Geldes, welches sie verauslagt 
haben. Es ist jedenfalls nicht länger 
hinnehmbar, dass die Kolleginnen 
und Kollegen auf die Erstattung von 
teilweise mehreren Tausend Euro 
über Monate warten müssen.

Was lange währt, wird endlich gut
-Pilot Begleitfahrzeug für die Kontrolleinheiten GRT-
Im Juli 2019 wurde durch den BDZ-
geführten Bezirkspersonalrat eine 
Initiative gestartet, für die Teams 
der Kontrolleinheiten Großrönt-
gentechnik (GRT) ein neu konfigu-

riertes Fahrzeug auf Basis „Utilities 
groß“ zu beschaffen. Die Beschäf-
tigten der Großröntgentechnik sind 
bei ihren Einsätzen längerfristig an 
einem Standort und dort jeglichen 

Wettereinflüssen ausgesetzt. Die 
heutige Fahrzeugausstattung der 
Kontrolleinheiten konnte den Er-
fordernissen dieser Einsätze jedoch 
nicht ausreichend Rechnung 
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tragen. Das neue Erprobungsfahr-
zeug muss den GRT-Teams bei 
der Beförderung von Personal und 
Ausrüstung zu den Kontrollorten 
dienen. Ziel ist es aber auch, den 
Beschäftigten einen ausreichenden 
Raum zur Sachbearbeitung, einen 
angemessenen Wetterschutz sowie 
eine Umkleidemöglichkeit zu bie-
ten. Geplant war die Erprobung im 
Oktober 2020 zu beginnen, jedoch 
wurde durch die Corona Pandemie 
sowie durch erhebliche Schwierig-

keiten in den Lieferketten des Aus-
bauers der Auslieferung ein Strich 
durch die Rechnung gemacht.
Was lange währt wird endlich gut; 
nach nun mehr als 4 Jahren konnte 
das Begleitfahrzeug am 12. Sep-
tember 2023 am Standort Friedberg 
den anwesenden Kollegen der Kon-
trolleinheiten GRT Lübeck, Köln und 
Ulm vorgestellt werden. Sie wurden 
in das Fahrzeug eingewiesen. Die 
erste Praxiserprobung startet nun 
bei der Kontrolleinheiten Lübeck. 

Für den BPR hat das Projekt Mela-
nie Palumbo (BDZ) über die Jahre 
aktiv begleitet.

Die BDZ-Fraktion wünscht den Kol-
leginnen und Kollegen der Kontrol-
leinheiten Großröntgentechnik eine 
erfolgreiche Erprobung und bleibt 
auch in der Zukunft an einer ange-
messenen Sachausstattung für un-
ser Personal dran.

BPR


